
 

Änderungsantrag  

der Fraktionen der CDU und der FDP 

zu dem Gesetzentwurf 

der Landesregierung 

für ein hessisches kommunales Schutzschirmgesetz  

Drucksache 18/5317 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Gesetzentwurf wird wie folgt geändert: 
 
Art. 1 wird wie folgt geändert: 
 
1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In Satz 1 werden die Worte "mit Ausnahme" durch das Wort 

"einschließlich" ersetzt und die Worte "sowie für Unternehmen 
und Einrichtungen im Sinne des Dritten Abschnitts des Sechsten 
Teils der Hessischen Gemeindeordnung" gestrichen. 

 
 b) Als Satz 2 wird angefügt: 

  "Nicht abgelöst werden Investitions- und Kassenkredite, die im 
Zusammenhang mit der Beteiligungen an Gesellschaften, anderen 
privatrechtlichen Vereinigungen oder für rechtsfähige Anstalten 
des öffentlichen Rechts im Sinne des Dritten Abschnitts des 
Sechsten Teils der Hessischen Gemeindeordnung aufgenommen 
worden sind." 

 
2. § 2 wird wie folgt geändert: 
 
 a) Der bisherige Text wird zu Abs. 1. 
 
 b) Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

  "(2) Werden die Entschuldungshilfen nach der Anlage zu diesem 
Gesetz nicht vollständig in Anspruch genommen, entscheidet die 
für Finanzen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige 
Minister im Einvernehmen mit der für die kommunalen Angele-
genheiten zuständigen Ministerin oder dem hierfür zuständigen 
Minister nach Anhörung der kommunalen Spitzenverbände über 
die Verwendung der nicht in Anspruch genommenen Mittel durch 
Rechtsverordnung. Der Haushaltsausschuss wird beteiligt." 

 
3. In § 3 Abs. 3 Satz 2 wird nach dem Wort "schließenden" das Wort 

"individuellen" eingefügt. 
 
4. § 4 wird wie folgt geändert: 
 
 a) In der Überschrift wird nach dem Wort "Nachweispflichten" die 

Angabe ", Zuständigkeiten" eingefügt. 
 
 b) Als Abs. 3 wird angefügt: 

  "(3) Für Maßnahmen nach Abs. 1 sowie für Genehmigungen nach 
§§ 102 bis 105 der Hessischen  Gemeindeordnung gegenüber Ge-
meinden, denen Zuwendungen nach § 3 Abs. 4 gewährt werden, 
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ist abweichend von § 136 Abs. 3 der Hessischen Gemeindeord-
nung mit Eintritt der Bestandskraft der Entscheidung über die 
Gewährung von Finanzhilfen nach § 3 Abs. 4 der Regierungsprä-
sident zuständig.  Die Zuständigkeit nach Satz 1 endet, wenn der 
Regierungspräsident auf Nachweis der Gemeinde bestandkräftig 
festgestellt hat, dass ihr Ergebnishaushalt im dritten aufeinander-
folgenden Jahr ausgeglichen war. Der Zeitpunkt, in dem die Zu-
ständigkeit für die begünstigte Gemeinde nach Satz 1 und 3 auf 
den Regierungspräsidenten oder den Landrat übergeht, ist jeweils 
von der bewilligenden oder feststellenden Behörde im Staatsanzei-
ger des Landes Hessen bekannt zu geben." 

 
 
Begründung: 
 
Zu Nr. 1: 
Kommunen, die den Schutzschirm in Anspruch nehmen, sollen auch solche 
Kredite in den kommunalen Schutzschirm einlegen können, die für Sonder-
vermögen und Treuhandvermögen nach den §§ 115 und 116 der Hessischen 
Gemeindeordnung aufgenommen worden sind. Demnach betreffen die Ent-
schuldungshilfen des Landes Hessen nicht nur die Kernhaushalte, sondern 
z.B. auch die Eigenbetriebe der Schutzschirm-Kommunen. Der in der Anla-
ge zum Entwurf des SchuSG aufgeführte Höchstbetrag der Entschuldungshil-
fe für die jeweilige Kommune verändert sich nicht. 
 
Zu Nr. 2: 
Bisher sieht nur die Begründung des Entwurfs des SchuSG eine Aussage zu 
den eventuell nicht in Anspruch genommenen Entschuldungshilfen vor. 
Durch die ausdrückliche Aufnahme einer Formulierung im Gesetzentwurf 
soll klargestellt werden, wie gegebenenfalls mit den nicht in Anspruch ge-
nommenen Mitteln verfahren werden kann. Vor diesem Hintergrund wird 
die hierfür zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister im 
Einvernehmen mit der für die kommunalen Angelegenheiten zuständigen 
Ministerin oder dem hierfür zuständigen Minister nach Anhörung der kom-
munalen Spitzenverbände zum Erlass einer Rechtsverordnung über die Ver-
wendung der nicht in Anspruch genommenen Mittel ermächtigt. Die Beteili-
gung des Haushaltsausschusses ist dabei sicherzustellen. 
 
Zu Nr. 3: 
Zur Wiederherstellung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Schutzschirm-
Kommunen vereinbaren die betroffenen Städte, Gemeinden und Landkreise 
mit dem Land ein Konsolidierungsprogramm, in dem die verbindlich durch-
zuführenden Konsolidierungsmaßnahmen eines jeden Jahres zur Erzielung 
des Haushaltsausgleichs dokumentiert werden. Durch das Einfügen des Wor-
tes "individuellen", welches sich auf die Konsolidierungsvereinbarung be-
zieht, wird verdeutlicht, dass bei der zu schließenden Vereinbarung die 
jeweiligen örtlichen Gegebenheiten und Möglichkeiten berücksichtigt wer-
den. 
 
Zu Nr. 4: 
Um ein einheitliches Vorgehen im gesamten Land unter Gleichbehandlung 
aller betroffenen Gemeinden zu gewährleisten, ist es konsequent, die Zu-
ständigkeit für die Ergreifung etwaiger Maßnahmen bei der oberen Auf-
sichtsbehörde, also bei den drei Regierungspräsidien (§ 136 Abs. 2 HGO), 
zu konzentrieren. Für die Landkreise und die Städte mit mehr als 50.000 
Einwohnern sind die Regierungspräsidien ohnehin schon nach der Hessi-
schen Gemeindeordnung die zuständige Aufsichtsbehörde. Auch in 
Nordrhein-Westfalen liegt die Überwachungszuständigkeit über die Gemein-
den, denen staatliche Gelder aus dem dortigen "Konsolidierungspaket" zu-
fließen, einheitlich bei der Mittelinstanz. 
 
Konsequenterweise wird die Hochzonung der Aufsicht bei den Schutz-
schirmgemeinden mit bis zu 50.000 Einwohnern auf die Genehmigungen 
nach §§ 102 bis 105 HGO und damit auf die präventive Finanzaufsicht er-
streckt. Für eine wirksame Konsolidierung ist es von elementarem Interesse, 
den Gesamtbetrags der Verpflichtungsermächtigungen und der Kreditauf-
nahmen sowie den Höchstbetrag der Kassenkredite zu begrenzen. Daher soll 
die Zuständigkeit ab dem Haushaltsjahr 2013 - also dem Beginn der Umset-
zung der Konsolidierungsmaßnahmen - von den Landräten als Behörde der 
Landesverwaltung auf die Regierungspräsidien übergehen. Bei den Kommu-



 Hessischer Landtag   ·   18. Wahlperiode   ·   Drucksache 18/5585 3 

 

nen, die das Hilfsangebot des Landes nicht annehmen wollen, bleibt es bei 
den in der HGO geregelten Zuständigkeiten. 
 
Die besondere Zuständigkeit der Regierungspräsidenten soll nach erfolgrei-
cher Durchführung des Konsolidierungsprozesses wieder enden. Das Vorlie-
gen einer erfolgreichen und nachhaltigen Konsolidierung kann nach drei 
aufeinander folgenden Jahren mit ausgeglichenem Haushalt angenommen 
werden. 
 
Wiesbaden, 2. Mai 2012 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der FDP 
Der Parl. Geschäftsführer: Der Parl. Geschäftsführer: 
Bellino Dr. Blechschmidt 
 
 
 


